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In Sachen

Verkündet

am 25. August 1960

Klägers und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen '
_ \

Beklagte und Revisionsbeklagte,
'

hat der 11. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25. August 196®‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter E r n s t und

Bundessoziälrichter H a a s '

als ehrenamtliche Beisitzer,

’für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 14. Oktober 1959

aufgehoben; die Berufung der Beklagten gegen

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 6.

Februar 1959 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die äußergericht-

lichen Kosten zu erstatten"

Von Rechts wegen.
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G r ü n d e

I

Der Kläger, geboren 1887, bezieht wegen der Folgen einer Ver—
wundung beider 0berSchenkel im ersten Heltkrieg seit der Ent—

lassung aus dem Lazarett im Jahre 1921 Versorgung. Er erhielt

zunächst Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdE.)um 80 v.H., seit 1954 nach einer MdB. um 90 V.H.; vom
1. Januar 1956 an wurde ihm Rente nach einer MdB. um 100 V.H.
bewilligt. Als Schädigungsfolgen waren festgestellt (aner—

kannt): "Verlust des linken 0bers0henkels im oberen Drittel;
Schwäche des rechten Fußes und rechten Unterschenkels infolge

Narbenbildung am rechten Unterschenkcl, hervorgerufen durch

Kreislaufstörungen; Krampfadern am rechten Untérschenkel, her—

; vorgerufen durch Kreislaufstörungcn; verformende Veränderung

des rechten KniegelenksÜ. Am 15. Mai 1957 beantragte der

Kläger Pflegezulagg. Das Versorgungsamt (VersorgA.) lehnte
den Antrag mit Bescheid vom 11. August 1957 ab, es bezeichnete

in diesem Bescheid die Schädigungsfolgen nunmehr mit "1.

Verlust des linken Beines im Oberschenkel, 2. ohne Dislokation

verheilter Schußbruch des rechten Oberschenkels. Arthrose des

rechten Kniegelenks, Behinderung des rechten oberen Sprung-

gelenks und des Vorfußés. Varizen am rechten Unterschenkel,

mäßige Blutumlaufstörungen rechts"; auf den Widerspruch des

Klägers wurde die Leidensbezeichnung durch den Zusatz "Schwäe

che des rechten Fußes und rechten Unterschenkels infolge

Narbenbildung und rechten Unterschenkel" ergänzt, im übrigen
wurde der Widerspruch durch Bescheid vom 26. November 1957

zurückgewiesen. Im Klageverfahren zog das Sozialgericht (SC.)

Hamburg Befunde und Gutachten weiterer Ärzte bei. Durch Ur-

„
teil vom 6. Februar 1959 änderte das SG. die Bescheide der

Versorgungsverwaltung ab und verurteilte die Beklagte, dem

"Kläger ab 1. Mai 1957 eine Pflegezulage von 75,- DM monatlich

'zu zahlen. Die Beklagte legte Berufung ein; das Landessozial—

_
gericht (LSG.) Hamburg hob durch Urteil vom 14. Oktober 1959

e‚ .das Urteil des SG. auf und wies die Klage ab: Das SG. habe

zu Unrecht angenommen, daß die Verwaltungsvorschrift Nr. 1

Abs. 2 letzter Halbsatz zu @ 35 des Bundesversorgungsgesetzes
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(BVG) gesetzwidrig sei. Der Große Senat des Reichsversorgungs-

jgerichts (RVGer.) habe am 5. Februar 1926 zu 5 31 des Reichs-

vérsorgungsgesetzes (RVG) entschieden, daß die Folge der Schä—
digung die letzte, die Hilflosigkeit auslösende Ursache sein

müsse; @ 35 BVG stimme mit © 51 RVG wörtlich überein, wenn
der Gesetzgeber beabsichtigt hätte, im BVG eine Regelung zu

treffen, die von den Erwägungen in der grundsätzlichen Ent—

scheidung des RVGer. zu 5 51 RVG abweichc, hätte er dies im
Gesetzestext zum Ausdruck bringen müssen. Das RVGer. sei zu—

treffend der Meinung gewesen, daß die Frage der Vorursachung

der Hilflosigkeit nicht nach dem sonst im Versorgungsrecht gel—

tenden Grundsatz beurteilt werden dürfe, nach dem Ursache im

Rechtssinn die Bedingung sei, die wesentlich zum Erfolg beige-

tragen habe, "rechtserhebliche Ursache" für die Hilflosigkeit
sei vielmehr nur diejenige Bedingung, die tatsächlich zu der

Hilflosigkeit geführt habe; nach diesem Grundsatz habe der

Kläger im Zeitpunkt der Entscheidung des LSG. keinen Anspruch

auf Pflegezulage; der Zustand, der unstreitig Hilflosigkeit

und Pflegebedürftigkeit zur Folge habe, sei zwar zum überwie-

genden Teil durch die anerkannten Schädigungsfolgen hcrvorge»

rufen; jedoch seien nach den Feststellungen des LSG. diese

Schädigungsfolgen allein nicht geeignet, den Kläger hilflos

zu machen, die Hilflosigkeit sei vielmehr erst in den letzten,

Jahren durch weitere Gesundheitsstörungen, die im wesentli—

chen altersbedingt seien, ausgelöst worden, nicht durch die

Verschlimmerung der Sbhädigungsfolgen, die in derselben Zeit

"infolge der Schädigung" im Sinneeingetreten sei, also nicht

von 5 55 BVG. Die Revision ließ das LSG. zu. Das Urteil wurde

dem Kläger am 25. November 1959 zugestellt.

Am 4. Dezember 1959 legte der Kläger Revision ein, er bean—

tragte,

das Urteil des LSG. aufzuheben und die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des SG. Hamburg vom 6.

Februar 1959 zurückzuweisen,

hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache „„

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG.

zurückzuverweisen.
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Zur Begründung der Revision trug er - nach
Verlängerung

der

Revisionsbegründungsfrist - am 15. Februar 1960 vor: Der
Begriff "infolge der Schädigung" in @35 BVG bedeute keine
zeitliche, sondern eine kausale Verknüpfung von Schädigung

und Hilflosigkeit, es komme nur darauf an, ob die Schädigungs—

folge die wesentliche Bedingung oder eine von mehreren gleieh—

wertigen wesentlichen Bedingungen und damit Ursache oder

Mitursaehe der Hilflosigkeit sei; es sei nicht einzusehen,

warum der sonst im Versorgungsreeht geltende Kausalitätsbe—

griff bei gleicher Formulierung in @ 55 BVG eine andere Ause
legung finden solle als im übrigen Versorgungsrecht. Im vor—

'liegenden Falle seien nach den Feststellungen des LSG. die

mit einer MdE. von 100 v.H. anerkannten Schädigungsfolgen

wesentliche Bedingung der Hilflosigkeit, der Kläger habe

deshalb nach % 55 Abs„ 1 Satz 1 BVG Anspruch auf die Pflege-

zulage.

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen.

Bei der Kausalitätsnorm des 5 55 BVG handle es sich nicht um

eine rein zeitliche Verknüpfung, hier sei "die zeitliche Ver-

knüpfung die kausale"°

II

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozial—

geriehtsgesetzes — SGG —)‚ der Kläger hat sie auch in ge—

höriger Form und Frist eingelegt und begründet, sie ist

'damit zulässig; die Revision ist auch begründet.

I‚Das LSG. hat zu entscheiden gehabt, ob der Kläger nach @ 35

BVG Pflegezulage_zu beanspruchen hat, weil er "infolge der

‘Schädigung" so hilflos ist, daß er ohne fremde Wartung und

Pflege nicht bestehen kann. Das LSG. hat festgestellt, daß-
1

der Kläger in solchem Maße hilflos ist und daß dieser Zu—

stand zum überwiegenden Teil durch die anerkannten Schädi-
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gungsfolgen hervorgerufen ist. Diese Feststellung ist für das

Bundessozialgericht (BSG.) bindend (@ 163 sec). Wenn das LSG.
trotz dieser tatsächlichen Feststellung zu dem Ergebnis ge—

kommen ist, das SG. habe die Beklagte zu Unrecht verurteilt,

dem Kläger vom 1. Mai 1957 an Pflegezulage in Höhe von 75,-

DM monatlich zu zahlen, der Anspruch des Klägers bestehe

nicht, weil die Hilflosigkeit nicht "infolge der Schädigung".

eingetreten sei, die anerkannten Schädigungsfolgen nicht die

"letzte, die Hilflosigkeit auslösende Ursache" gewesen seien,

so hat das LSG. insoweit @ 35 BVG unrichtig angewandt. Das 4

Urteil des LSG. beruht auf einer Verkennung des Ursachenbe—

griffs des @ 35 BVG. Dieser Ursachenbegriff ist kein anderer

als der, der auch sonst im Versorgungsrecht gilt. Nach dem

Ursachenbegriff der Kriegsopferversorgung (KOV.) sind, wie

dies schon vom Reichsversicherungsamt (RVA.) und vom RVGer.

entschieden werden ist und wie. dies auch der Rechtsprechung

des BSG. entspricht (vgl. BSG. 1 S. 150 ff.), Ursachen im
Rechtssinne diejenigen Bedingungen, die wegen ihrer besonde—

ren Beziehungen zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mit—

gewirkt haben. Von diesem Ursachenbegriff ist auch das LSG.

ausgegangen, es hat aber zu Unrecht angenommen, dieser Be-

griff sei, wie dies auch der Große Senat des RVGer. in der

Grundsätzlichen Entscheidung vom 5. Februar 19$6 (Entschei-

dungen des RVGer. Bd. 6 S. 28 ff. 1357) zu 5 31 RVG getan
hat und wie dies in Nr. 1 Abs. 2 der Verwaltungsvorschriften

zu S 35 BVG geschehen ist, bei der Auslegung des 5 35 BVG
nicht anzuwenden, es genüge hier nicht, wenn die Schädigung

die alleinige oder eine wesentlich mitwirkende Ursache der

Hilflosigkeit sei, die Hilflosigkeit müsse vielmehr "im An—
schluß“ an die Schädigung eingetreten sein,'die Schädigung

müsse die "letzte", die Hilflosigkeit auslösende Bedingung

gewesen sein. Auf allen Rechtsgebieten geht die Ursachenlehre

von dem in der Philosophie geprägten Begriff der Ursache aus,

demzufolge Ursache eines bestimmten Erfolges jede conditio
sine

qua non des Erfolges ist; dieser Begriff der Ursache wird

für die einzelnen Rechtsgebiete durch rechtspolitische, auf

'die einzelnen Rechtsgebiete abgestellte Erwägungen einge—

schränkt, so insbesondere für das Zivilrecht durch die
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"Adäquanzthebrie" und für das Recht der Unfallversicherung
und das Versorgungsrecht durch die "Theorie der wesentlichen

Bedingung"; in keinem Falle wird dabei dem zeitlichen Moment

in der Verknüpfung zwischen Bedingung und Erfolg Bedeutung

dafür beigemessen, ob eine von mehreren Bedingungen auch
.

Ursache im Rechtssinne ist; die Qualifikation als Ursache

im Rechtssinne erhält vielmehr eine Bedingung durch andere

Umstände(Adäquanz,Wesentlichkeit). Wennaber die zeit-
liche Folge von Geschehnissen (Bedingungen) nichts über

,
deren Beziehung zum Erfolg besagt, dann kann die Beurteilungt

der Frage, ob eine Bedingung Ursache des Erfolges im Rechts-

sinne ist, nicht von der zeitlichen Folge beeinflußt werden.v

Es ist deshalb nicht richtig, wenn die Beklagte meint, im

Sinne des @35 BVG sei "die zeitliche Verknüpfung die,
kausale". Aus dem Wortlaut des @35 BVG ist nicht erkennbar,

daß die Worte "infolge der Schädigung" hier etwas anderes

bedeuten als etwa die Formulierungen, diein den @@l, 10,

25 Abs. 1, 29 Abs° l, 32 Abs. 1, 49 Abs. 1 BVG auf die
Notwendigkeit des Ursachenzusammenhangs hinweisen. Es ist

auch nicht richtig, aus der Fassung des BVG zu
schließen,

daß der Gesetzgeber von der Auffassung des RVGer. zu @ 51

RVG nicht hat abweichen wollen; maßgebend für die Auslegung

des Gesetzes ist Vielmehr zunächst immer der Wortlaut, nur

dann, wenn dieser Wortlaut zu Zweifeln Anlaß gibt, besteht

überhaupt Anlaß zur "Auslegung", zu der dann neben anderen

Erkenntnismöglichkeiten auch der "Wille des Gesetzgebers"

heranzuziehen ist; es ist also nicht so, daß der Gesetz-

geber es hätte zum Ausdruck bringen müssen, wenn er mit

den Worten "infolge der Schädigung" in 5 35 BVG eine andere
Verknüpfung zwischen Bedingung und eintretendem Erfolg

gemeint hätte, als in anderen Vorschriften des BVG, in-

_
denen er die Worte "durch", "Folgen der Schädigung", "in-'

folge der Schädigung", "infolge des Gesundheitszustandes"

gebraucht hat. Soweit das RVGer. für den Anspruch auf
‘Pflegezulage nach dem BVG eine andere Auffassung vertreten V

' hat, kann an dieser Auffassung jedenfalls für den Anspruch
auf Pflegezulage nach dem BVG nicht festgehalten werden.

I

l
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Auch die Fassung, die @ 35 BVG durch das Gesetz'zur Änderung

und Ergänzung des Kriegsopferreehts vom 27„ Juni 1960 (BGBl.I

‘s. 453 ff.) erhalten hat, läßt nicht erkenne) daß der Ge-

setzgeber von dem sonst maßgebenden Ursachenbegriff hat ab:

weichen wollen. Die VerwaltungsvorSchrift Nr° 1 Abs. 2 Satz 2

zu @ 35 BVG legt @ 35 BVG nicht richtig aus. Es kommt also

allein darauf an, ob die Sehädigungsfolge die wesentliche Be-

‚dingung für den Eintritt der Hilflosigkeit
gewesen ist; haben

zu der Hilflosigkeit neben der Schädigung auch noch andere
' Bedingungen beigetragen, also etwa ein anlage?:iingtes Leiden

oder, wie im vorliegenden Falle, Alterserscheinungen, so sind

die Schädigungsfolgen und die anderen Umstände versorgungs-

rechtlich dann als Mitursachen zu werten, wenn sie in ihrer

Bedeutung für den Eintritt des Erfolgs annähernd gleichwertig

sind. Kommt jedoch der Schädigung oder einem der anderen Um-

stähde eine überwiegende Bedeutung zu, so ist entweder die

Schädigung oder der andere Umstand allein Ursache im Sinne des

Versorgungsrechts (BSG. 1 S. 15Ül Es kommt sonach, wenn die

Schädigung für die Hilflosigkeit die alleinige Ursache oder

eine Mitursache im Sinne des Versorgungsrechts ist, nicht

darauf an, ob die Schädigung zeitlich die "letzte", die Hilf-
losigkeit auslösende Ursache gewesen ist, ob die Hilflosig—

keit ”im Anschluß" an die Schädigung eingetreten ist, ob
die Schädigung zu einem bereits bestehenden Leiden nachträg—

lich hinzugekommen ist und mit diesem Zusammen die Hilf-

losigkeit hervorgerufen hat oder ob, wie im vorliegenden

Falle, die Sehädigungsfolgen allein zunächst noch nicht die

Hilflosigkeit ausgelöst haben, Hilflosigkeit vielmehr erst

dann eingetreten ist, als zu den Schädigungsfolgen nachträg-

lich andere Umstände, wie etwa Alterserscheinungen oder ein

nicht wehrdienstbedingtes Leiden, hinzugetreten sind. Auch

wenn die Hilflosigkeit ohne die nicht wehrdienstbedingten

anderen Umstände nicht eingetreten wäre, und wenn die anderen

Umstände nachträglich zu den Folgen der Schädigung hinzuge-

kommen sind, ist die beim Hinzutritt dieser Umstände einge-

tretene Hilflosigkeit "infolge der Schädigung" eingetreten,
sofern die Schädigungsfolgen als Ursachen im Rechtssinne

(wesentliche Bedingungen) anzusehen sind. Dies führt nicht,
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wie das LSG. gemeint hat, dazu, daß in solchen Fällen einem

Versorgungsberechtigten die Pflegezulage entzogen werden muß,

wenn die nicht wehrdienstbedingten Umstände - etwa fortschrei—

tende Alterserscheinungen — einen solchen Umfang erreicht haber

daß sie gegenüber den Sehädigungsfolgen überwiegen. Ist die

Hilfslosigkeit durch das Zusammenwirken von wehrdienstbeding—

ten und nicht wehrdienstbedingten Umständen eingetreten und

haben dabei die Folgen des Wehrdienstes die überwiegende Be—

deutung gehabt, so ist auch bei einer späteren Efrsphljmmerung
des Gesundheitszustandes stets zu entscheiden, ob die Ver—

schlimmerung eine Folge der anerkannten Sehädigungsfolgen oder

der nicht wehrdienstbedingten Umstände ist; ist die Versehlim—

merung ganz oder teilweise eine Folge der anerkannten Schä—

digungsfolgen, so ist die Pflegezulage "je nach Lage des
Falles" (@ 35 Abs. 1 Satz 1 BVG 2. Halbsatz) im Rahmen des
@ 35 BVG zu erhöhen; ist sie allein eine Folge der nicht wehr-

dienstbedingten Umstände, etwa des fortschreitenden Alters,

so wird der Beschädigte zwar "hilfloser", die Zunehmende Hilf—
losigkeit ist aber nicht eine Folge des Wehrdienstes und ver—

mag den Anspruch auf eine héherg Pflegezulage nicht zu begrün—

den; an der Tatsache, daß der Beschädigte "infolge" der Schä—
digung früher hilflos ggw9;den ist, ändert sich damit nichts;

der Anspruch auf die Pflegezulage in Höhe des Mindestbetrages

wird dadurch nicht berührt. Es ist allenfalls möglich, daß

in den wehrdienstbedingten Umständen eine so
erhebliche

Besseryng eintritt, daß die weiterbestehende Hilflosigkeit in“
folge dieser wesentlichen Änderung der Verhältnisse nunmehr

überwiegend eine Folge der nicht wehrdienstbedingten Umstände

ist, die Hilflosigkeit ist dann "nicht mehr" wesentlich eine
Folge der anerkannten Schädigungsfolgen; eine solche Änderung

in den Verhältnissen, von denen das VersorgA. bei der Fest—

stellung der Bezüge und damit auch der Pflegezulage ausge—

gangen ist, kann zu einer Neufcststellung der Versorgungsbe—

züge und damit auch zu einer Entziehung oder Herabsetzung der

Pflegezulage führen (% 62 BVG), '

Im vorliegenden Falle hat das LSG. festgestellt, daß der Zu—

stand der Hilflosigkeit zum überwiegenden Teil eine Folge der

_
anerkannten Sehädigungsfolgen ist, diese anerkannten Schädi—
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gungsfolgen sind daher als Ursachen der Hilflosigkeit des

Klägers anzusehen. Der Kläger hat damit jedenfalls den An—

spruch auf Pflegezulage in Höhe des monatlichen Mindestbetra-

ges gehabt, das SG. hat
zu Recht den Bescheid der Beklagten

vom ll° August 1957 aufgehoben, soweit er die Pflegezulage

betroffen hat, es hat zu Recht die Beklagte
zur Gewährung

der Pflegezulage in Höhe des damaligen Mindestbetrages verur-

teilt, die Berufung der Beklagten ist'unbegründet gewesen, das

LSG. hat zu Unrecht das Urteil des SG. aufgehoben und die

Klage abgewiesen° Auf die Revision des Klägers ist sonach

das Urteil des LSG. aufzuheben und die Berufung der Beklag-
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